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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes über die Errichtung eines Bundesaufsichts- 
amtes für das Versicherungs- und Bausparwesen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 125. Sitzung am 2. Juli 1954 zur Vor- 
lage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdrudcerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über die Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungs- und Bausparwesen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel I 

In das Gesetz über die Errichtung eines 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungs- 
und Bausparwesen vom 31. Juli 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 480) wird folgender 
§ 10 a eingefügt: 


4 10 a 

Über Anfechtungsklagen gegen Entschei- 
dungen des Bundesaufsichtsamtes für das 
Versicherungs- und Bausparwesen oder wegen 
Untätigkeit des Bundesaufsichtsamtes entschei- 
det das Bundesverwaltungsgericht im ersten 
und letzten Rechtszug. § 9 Abs. 2 des Gesetzes 
über das Bundesverwaltungsgericht vom 
23. September 1952 (BundesgesetzbL I S. 625) 
gilt entsprechend.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Die in § 10 Abs. 2 des Gesetzes über die Er- 
riclitung eines Bundesaufsichtamtes für das 
Versicherungs- und Bausparwesen vom 
31. Juli 1951 (BGBL I S. 480) vorgesehene 
Rechtsverordnung über -das Verfahren und die 
Gesdiäftsordnung des Bundesaufsichtsamtes 
ist unter dem 25. März 1953 im BGBl. I 
S. 75 verkündet worden. Auf Grund dieser 
Verordnung sind bei dem Bundesaufsichtsamt 
aus je drei beamteten Mitgliedern und zwei 
Beiratsmitgliedern bestehende Beschlußkam- 
mern gebildet worden, die die bedeutsamsten, 
dem Bundesaufsichtsamt nach dem Versiche- 
rungsaufsichtsgesetz obliegenden Entscheidun- 
gen zu treffen haben. Es handelt sich hierbei 
u. a. um die Frage der Aufsichtspflichtigkeit, 
die Erlaubnis zum Geschäftsbetriebe, die Ge- 
nehmigung zu Geschäftsplanänderungen, die 
Untersagung des Geschäftsbetriebes und den 
Antrag auf Konkurseröffnung. Außerdem 
haben die Beschlußkammern über Einsprüche 
gegen Verfügungen des Präsidenten zu be- 
finden. Alle Entscheidungen der Beschluß- 
kammern können vor den Verwaltungs- 
gerichten angefochten werden. Der Rechtszug 
vor den Verwaltungsgerichten umfaßt drei 
Instanzen. 

Den Entscheidungen der Beschlußkammern 
kommt regelmäßig, wie die angeführten Bei- 
spiele erkennen lassen, eine schwerwiegende 
wirtschaftliche Bedeutung nidit nur für die 
betroffenen Unternehmungen, sondern auch 
für den weiten Kreis ihrer Versicherten zu. 
Die Entscheidungen wirken sich durchweg 
über den Bereich eines Landes, häufig über 
das gesamte Bundesgebiet aus, da das Bundes- 
aufsichtsamt die privaten Versicherungsunter- 


nehmen und die überregionalen öffentlich- 
rechtlichen Wettbewerbs- Versicherungsunter- 
nehmungen beaufsichtigt (§ 2 Abs. 3 des Ge- 
setzes vom 31. Juli 1951), während die Auf- 
sicht über die privaten Versicherungsunter- 
nehmungen von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung auf die Landesbehörden übertragen 
wurde (§ 3 a. a. O.). Die Entscheidungen der 
Beschlußkammern sind wegen ihrer wirt- 
schaftlichen Bedeutung zumeist eilbedürftig 
und verlangen eine rasche endgültige Klärung. 

Um diesen Gesichtspunkten Rechnung zu 
tragen, erscheint es notwendig, den verwal- 
tungsgerichtlichen Rechtsschutz gegen Ent- 
scheidungen der Beschlußkammern gemäß § 9 
Abs. 1 Buchst, f des Gesetzes über das Bun- 
desverwaltungsgericht vom 23. September 
1952 (BGBL I S. 625) auf eine Instanz, das 
Bundesverwaltungsgericht, zu beschränken, 
wie dies aus ähnlichen Gründen durch § 32 
Abs. 6 des Saatgiitgesetzes vom 27. Juni 1953 
(BGBL I S. 450) für die Entscheidungen des 
Bundessortenamtes geschehen ist. Soweit im 
Einzelfall die angefochtene Entscheidung nach 
Umfang, Bedeutung oder Auswirkung nicht 
über das Gebiet eines Landes hinausgeht oder 
nicht von allgemeiner grundsätzheher Bedeu- 
tung ist oder soweit nicht aus zwingenden 
Gründen des öffentlichen Interesses eine als- 
baldige Entscheidung notwendig erscheint, 
würde gemäß dem im Gesetz für anwendbar 
erklärten § 9 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über 
das Bundesverwaltungsgericht eine Verwei- 
sung an das örtlich zuständige allgemeine 
Verwaltungsgericht des ersten Rechtszuges zu 
erfolgen haben. 
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